
Der Umgang mit unserem Berggebiet

40 Jahre Integrale Berggebietssanierung (BGS)





Vorwort

Liechtenstein ist ein Gebirgsland. Der Umgang mit unserem Berggebiet ist deshalb 

von zentralem Interesse für unser Land. Aus diesem Grund wurde vor mehr als vier­

zig Jahren die integrale Berggebietssanierung (BGS) ins Leben gerufen. Die BGS 

gewährleistet, dass die Erhaltung und Entwicklung unseres Berggebietes, im Inte­

resse der gesamten Bevölkerung, unter Abwägung verschiedener Interessen, mit 

ganzheitlichen und nachhaltigen Ansätzen verfolgt wird.

Die vorliegende Broschüre gibt einen Einblick in die Haupttätigkeiten der Berg­

gebietssanierung der letzten vierzig Jahre. So haben sich die Schwerpunkte der Arbei­

ten von der Erschliessung der Alpen und der Sicherung vor Naturgefahren in Rich­

tung Alpwirtschaft verlagert. Insgesamt wurden in das Berggebiet rund 77 Millionen 

Franken investiert. In einem ersten Blick mag dieser Aufwand gross erscheinen. Stellt 

man den Ausgaben hingegen den vielfältigen Nutzen gegenüber, waren und sind  

diese Investitionen mehr als gerechtfertigt. Man denke nur an die zahlreichen Ver­

bauungen und Schutzwaldaufforstungen, die uns vor Naturgefahren schützen, die 

vielen Kilometer Strassen und Wege oder die Wasserversorgungen und Gebäude auf 

den Alpen, welche die Alpwirtschaft überhaupt erst ermöglichen.

Auf der Grundlage des vom Landtag genehmigten «Entwicklungs- und Erhaltungskon­

zept für das Berggebiet» wurde im Jahre 2008 die Verordnung über die Erhaltung und 

Entwicklung des Berggebietes überarbeitet. Dabei wurde der integrale Ansatz für den 

Umgang mit unserem Berggebiet erneuert und gestärkt. Dieses Instrument soll helfen, 

die neuen Herausforderungen sowie die vielseitigen und zum Teil gegensätzlichen 

Ansprüche an unser Berggebiet zu meistern. 

Rechtliche Grundlagen alleine reichen jedoch nicht aus, um in jedem Fall nachhaltige 

und langfristig tragbare Lösungen zu finden. Hierzu braucht es vielmehr auch die Ein­

sicht, dass Ansprüche von Einzelgruppen den übergeordneten Gesellschaftsinteres­

sen unterzuordnen sind. Nur so ist es möglich unser Berggebiet in seiner Schönheit 

und Vielfältigkeit auch für die nächsten Generationen weiterhin so erfolgreich zu  

erhalten und zu entwickeln.

Dr. Renate Müssner, Regierungsrätin



Ausgangslage	 5

Lösungswege	 7

Gesetz zum Schutz des Alpengebietes 	 7

Verordnung über die Sanierung der Alp- und Berggebiete	 8

Die neue Verordnung von 2008	 10

Projektrealisierung	 11

Generelle Projekte	 11

Erschliessung	 12

Naturgefahren	 13

Wald		  14

Alpwirtschaft	 16

Ausgaben	 18

Bilanz der bisherigen Tätigkeit	 20

Ausblick	 24

Inhalt

Extremlagen werden seit jeher mit Wald bestockt. Rütti-Gafadura (1951)



|  5

Ausgangslage

Von Liechtensteins 160 km2 Landesfläche sind rund 2/3 ausgesprochene Gebirgsla­

gen. Dieses Berg- und Alpengebiet war für die grösstenteils bäuerliche Bevölkerung 

des Landes während Jahrhunderten von existenzieller Bedeutung. Als Nutzungsraum 

für die Viehsömmerung bot das Berg- und Alpengebiet eine willkommene Entlastung 

der meist sehr kleinflächigen Landwirtschaftsbetriebe im Tal. Die auf grossen Flächen 

vernässte und durch den mäandrierenden Rhein gefährdete Talsohle ermöglichte bis 

zur Eindämmung des Flusses im vorletzten Jahrhundert nur eine sehr beschränkte 

Bewirtschaftung. An den rheintalseitigen Hanglagen begrenzten die damals noch 

kaum eingedämmten Rüfen die nutzbaren Flächen zusätzlich. Die Rüfen zählten denn 

auch zusammen mit dem Rhein und dem Föhn zu den drei Landesnöten und wurden 

dementsprechend gefürchtet. 

Verständlicherweise versuchten frühere Generationen deshalb, die im Alpengebiet 

zur Verfügung stehenden Weideflächen möglichst intensiv zu nutzen. Einerseits aus 

purer Not, andererseits sicher auch aus Habgier oder Gedankenlosigkeit wurden um­

fangreiche, für die Beweidung nicht geeignete Flächen entwaldet und dem Vieh zu­

gänglich gemacht. Dem Wald verblieben im Laufe der Jahrhunderte vielerorts nur 

noch die extremsten Lagen als Wuchsstandort. Der Naturhaushalt wurde auf diesen 

Steilflächen durch die Entwaldungen nachhaltig gestört, so dass sich im Laufe der 

Zeit schädigende Auswirkungen abzeichneten. Durch das Eintreiben von Vieh, ins­

besondere auch von Ziegen, in die Waldbestände litten diese zusätzlich. Zwar wurde 

der Weidegang innerhalb der Waldungen bereits durch die Waldordnung von 1842 

ausdrücklich verboten, doch es gelang den damaligen Forstbehörden trotz grosser 

Bemühungen nicht, diese waldschädigende Nutzung im Alpengebiet zu unterbinden. 

Die Eindämmung des Rheins vor rund hundert Jahren und die anschliessende Ent­

wässerung einzelner Rietflächen in der Talebene verbesserten die Situation für die 

Landwirtschaft deutlich. Die wesentlichen Voraussetzungen für eine entscheidende 

Verbesserung der landwirtschaftlichen Produktionsgrundlagen wurden jedoch mit 

dem Bau des liechtensteinischen Binnenkanals in den dreissiger Jahren und den 

nachfolgend durchgeführten, systematisch angelegten Drainagen geschaffen. 

Vor dem Zweiten Weltkrieg gab es nur  
vereinzelte Gebäude im Alpengebiet: zum  
Beispiel das Kurhus im Grosssteg (1938).
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die Landwirtschaft eine weitere Veränderung ein. Dieser aufstrebende Wirtschafts­

zweig sowie Gewerbe- und Dienstleistungsbetriebe eröffneten der Bevölkerung 

eine steigende Anzahl beruflicher Möglichkeiten ausserhalb der Landwirtschaft. 

Der wirtschaftliche Aufschwung und seine Begleiterscheinungen bewirkten in der 

Landwirtschaft tief greifende Umstrukturierungen. Viele kleine Bauernhöfe wurden 

aufgegeben und es entstanden daraus wenige, grosse Landwirtschaftsbetriebe. Die 

Bedeutung der Alpwirtschaft und damit auch das Interesse der Alpbesitzer an einer 

sorgfältigen Bewirtschaftung nahm deshalb laufend ab. Auf Kuhalpen wurde zuneh­

mend Galtvieh gesömmert. Gleichzeitig bewirkten der zunehmende Personalmangel 

sowie die oftmals ungenügende fachliche Eignung der Alphirten eine Extensivierung 

der Bewirtschaftung. Dies zeigte sich im Ausbleiben der Weidepflege. Damit verbun­

den war eine zunehmende Verunkrautung der besten Böden und eine Wiederbewal­

dung dieser für die Alpwirtschaft wichtigen Produktionsflächen. Die Vergandung der 

alpwirtschaftlichen Kulturflächen wurde offensichtlich.

Ebenfalls als Folge des wirtschaftlichen Aufschwungs und des in diesen Jahren auf­

kommenden Wohlstandes der Bevölkerung erhielt das Berggebiet eine zusätzliche 

Bedeutung als Freizeitraum. Neben einem bescheidenen Sommertourismus zu Be­

ginn des 20. Jahrhunderts entwickelte sich nach der ganzjährigen Offenhaltung der 

Malbunstrasse ab dem Winter 1959/60 ein rasch anwachsender Wintertourismus. 

Dem Bau von Ski- und Sesselliften in den Gebieten Steg und Malbun folgten Hotel- 

und Ferienhausneubauten, die als Folge der weitgehend fehlenden Siedlungsplanung 

ohne die nötige Beachtung der Lawinengefahren platziert wurden. Durch die inten­

sive ganzjährige Nutzung des Berggebietes und des stark angewachsenen Schaden­

potenzials zeigte sich die durch Entwaldung und ungeregelte alpwirtschaftliche Nut­

zung verschärfte Naturgefahrensituation deutlich. Verschiedene Lawinenschäden an 

Gebäuden und im Bereich der Verkehrswege dokumentieren die Gefährlichkeit dieser 

neuen Art der Gebietsnutzung und die Bedeutung und Notwendigkeit eines funktio­

nierenden Schutzwaldgürtels.

Durch die Beweidung von extremen Steillagen 
geförderte Erosion. Gritsch (1963)
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Erste Anzeichen der Siedlungs- und  
Tourismusentwicklung im Alpengebiet  

in den 60er-Jahren. 

 
Oben: Steg (1963) 

Unten: Malbuntal (1964)

Lösungswege

Gesetz zum Schutz des Alpengebietes

Der unbefriedigende Zustand der Alp- und Waldgebiete und die sich abzeichnende 

Fehlentwicklung beim Erholungstourismus wurden Anfang der 60er-Jahre erkannt. 

Deshalb erteilte die Regierung dem Institut für Orts-, Regional- und Landesplanung 

der ETH im Jahre 1963 den Auftrag, eine Untersuchung der Entwicklung vorzunehmen 

und Grundlagen für die Schaffung eines Gesetzes zum Schutze des liechtensteinischen 

Alp- und Berggebietes zu liefern. Mit dieser Grundlage sollte die Regierung die Mög­

lichkeit erhalten, eine sinnvolle Bodennutzung unter Koordination und Abstimmung 

aller Nutzungsarten zu realisieren. 

Das Ergebnis dieser Arbeiten wurde in der Form des «Gesetzes zum Schutz des 

Alpengebietes» im Januar 1967 dem Volk zur Abstimmung vorgelegt. Das Gesetz sah 

die Einteilung des Alpengebietes in verschiedene Nutzungszonen vor. Die Alpgenos­
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Vergleich der Erosionsflächen im Obera Zog/Hintervalorsch. Die Erosionsflächen um 1966 (links) zeigen 
deutlich die Schäden, die durch die Beweidung der steilen Grenzertragsflächen entstanden sind. Nach Auf­
gabe der Beweidung dieser kaum ertragbringenden Flächen sind die Erosionsstellen knapp vierzig Jahre 
später (rechts) weitgehend verschwunden.

senschaften und Gemeinden als Alpbesitzer waren der Vorlage gegenüber jedoch 

grösstenteils kritisch eingestellt. Sie befürchteten, bei Annahme des Gesetzes eine zu 

starke Beschneidung ihrer Rechte hinnehmen zu müssen. Leidenschaftliche Diskus­

sionen begleiteten den Abstimmungskampf, der mit einer deutlichen Ablehnung der 

Gesetzesvorlage endete. 

Weil die Kritik der Gegner sich fast ausschliesslich auf die beschnittenen Kompetenzen 

der Alpbesitzer konzentrierte, erarbeitete die Regierung einen neuen Vorschlag. Die 

kritisierten Punkte wurden in Form einer Verordnung, die auf bestehenden Geset­

zen basierte, berücksichtigt. Diese im Jahr 1968 in Kraft gesetzte «Verordnung über 

die Sanierung der Alp- und Berggebiete» wurde zusätzlich vom liechtensteinischen 

Parlament, dem Landtag, genehmigt und erhielt dadurch eine solide Abstützung. Die 

Teilnahme der einzelnen Alpen an den Sanierungsmassnahmen war freiwillig und auf 

eine Zoneneinteilung wurde verzichtet.  

Verordnung über die Sanierung der Alp- und Berggebiete

Die bis zum 7. Oktober 2008 gültige Regierungsverordnung über die Sanierung der 

Alp- und Berggebiete vom 1. Juli 1968 (BGS-Verordnung) enthielt folgende wichtige 

Grundsätze, die entsprechend der Verordnung umgesetzt wurden: 

Einleitend wird der Sanierungsraum abgegrenzt. Dieser umfasst eine Fläche von 63 km2, 

rund 40% der gesamten Landesfläche. Mit wenigen Ausnahmen sind alle Berg- und Alp-

gebiete des Fürstentums Liechtenstein enthalten. Diese sind in topografisch zusammen

hängende Projektgebiete aufgegliedert. Für alle Alpen ist eine klare Trennung von Wald 

und Weide vorzunehmen. Anrissgebiete von Lawinen, Einzugsgebiete von Wildbächen, 
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Die flächige Verunkrautung von wertvollen Weideflächen, wie in diesem Falle mit Kreuzkraut,  
war eines der sichtbarsten alpwirtschaftlichen Probleme vor Inkrafttreten der BGS-Verordnung.

Einwachsende, wertvolle Weideflächen 
auf Grund der ungenügenden Nutzung  
und Pflege (1968).

Durch unsachgemässe Beweidung  
entstandene Trittschäden (1964).

erosionsgefährdete Schutthänge, steinschlaggefährdete Hänge, Quellgebiete und extre

me Steillagen sind zu bewalden. Waldschädliche Servitute (z.B. Holznutzungs- und 

Schneefluchtrechte) müssen abgelöst werden. Die topografisch günstigen Lagen mit  

guten Bodenverhältnissen sind als Weideland auszuscheiden. Die wertvollen Weide

flächen sind zu intensivieren und die Koppelwirtschaft ist einzuführen. 

Für die ausgeschiedenen Projektgebiete sind generelle Sanierungsprojekte vorzuschla-

gen. In diese generellen Projekte ist eine umfassende Nutzungsordnung aufzunehmen. 

Der integrale Charakter aller Sanierungsmassnahmen (Alpwirtschaft, Waldwirtschaft, 

Erholung, Naturschutz, Jagd) wird betont. Ferienhäuser, Bauten und Anlagen für den 

Tourismus sollen konzentriert und überlegt in das Gesamtkonzept eingegliedert werden.

Die Führung und die Verantwortung der Berggebietssanierung liegen bei einer von der 

Regierung einzusetzenden Fachgruppe. Die Kosten für die Projektierung und Bauauf-

sicht gehen zur Gänze zu Lasten des Staates. Für die Sanierungsprojekte werden erhöhte 

staatliche Beiträge festgelegt. Für alle Massnahmen der Erschliessung, Verbauung und 

Aufforstung beträgt die staatliche Subvention 85 % und für die alpwirtschaftlichen Ver-

besserungen 60 %. Massnahmen auf Genossenschaftsalpen sind zu mindestens 7.5 % 

bzw. 13.33 % durch die Hoheitsgemeinden mitzufinanzieren. Den Alpgenossenschaften 

verbleibt ein Kostenanteil von maximal 7.5 % bzw. 26.67 %. Sowohl das generelle 

Projekt, als auch alle Detailprojekte bedürfen der Genehmigung der Alpbesitzer, der 

Hoheitsgemeinde sowie der Regierung.
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Heute gültige Verordnung über die  
Erhaltung und Entwicklung des Berggebietes.

Die neue Verordnung von 2008 

Da sich die bestehende Verordnung aus dem Jahre 1968 über die Sanierung der Alp- 

und Berggebiete grundsätzlich bewährte, wurden deren Grundzüge beibehalten. 

Allerdings hatten verschiedene Entwicklungen der letzten Jahre gezeigt, dass eine 

Anpassung der Verordnung an zwischenzeitlich geänderte Gegebenheiten angezeigt 

war. 

Die Änderungen werden den neuen Erkenntnissen, Entwicklungen, Planungen und 

teilweise geänderten gesetzlichen Grundlagen gerecht. Grundlage für die Novellie­

rung war primär das vom Landtag im September 2000 genehmigte «Entwicklungs- 

und Erhaltungskonzept für das Berggebiet». 

Der Zielartikel wurde basierend auf dem «Entwicklungs- und Erhaltungskonzept für 

das Berggebiet» dahingehend erweitert, dass das Berggebiet explizit auch als Erho­

lungsraum zu erhalten und zu entwickeln ist. Dies, um der immer stärker werdenden 

Nutzung des Berggebietes als Freizeit-, Erholungs- und Tourismusraum gerecht zu 

werden. Auch die Bedeutung des Berggebietes als Rückzugsraum für Pflanzen und 

Tiere wird verstärkt berücksichtigt. 

Im Bereich der Massnahmen wurden verschiedene Begriffe umfassender formuliert 

und präzisiert. Der Schutz vor Naturgefahren wurde über die rein technischen Mass­

nahmen hinaus um den Begriff des integralen Risikomanagements erweitert. In der 

Alpwirtschaft sollen die genutzten Flächen explizit überprüft und periodisch an ge­

änderte Bedingungen angepasst werden. Der Bereich des Natur- und Landschafts­

schutzes ist im Sinne einer integralen Erhaltung und Entwicklung des Berggebietes 

neu in die Verordnung aufgenommen worden. So ist beispielsweise bei der Planung 

und Erstellung von subventionierten Infrastrukturbauten innerhalb des BGS-Raumes 

den Zielen der Alp- und Waldwirtschaft, des Landschafts- und Naturschutzes sowie 

des Tourismus und der Jagd verstärkt Rechnung zu tragen.

Im organisatorischen Teil der Verordnung wird klar darauf hingewiesen, dass die 

Berggebietsentwicklung einer interdisziplinären Zusammenarbeit bedarf, was durch 

eine Fachgruppe mit Vertretern der entsprechenden Fachstellen zu erfolgen hat.

Im Bereich der Finanzierung ergeben sich ebenfalls einige Anpassungen. So werden 

analog dem Waldgesetz die nicht gedeckten Kosten für Massnahmen mit Personen- 

und Objektschutzfunktion vollständig vom Staat übernommen. Dies betrifft auch die 

notwendigen Unterhaltsmassnahmen bei technischen Bauwerken. Klar geregelt ist 

neu auch die Möglichkeit, für die Wiederinstandstellung von Erschliessungsanlagen 

ebenfalls Beiträge zu gewähren, sofern die Unterhaltspflicht erfüllt wurde. Aus alp­

wirtschaftlicher Sicht ergibt sich die Neuerung, dass auch Beiträge für die Sanierung 

von bereits einmal subventionierten Bauten durch die BGS-Verordnung gedeckt wer­

den. Ebenfalls neu besteht die Möglichkeit, Projekte ohne direkten alp- und waldwirt­

schaftlichen Nutzen zu unterstützen. 
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 Alpwirtschaft          Erschliessung          Naturgefahren          Wald
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Ausgabenentwicklung nach Produktbereichen von 1969 bis 2010

Generelle Projekte

Die Genehmigung der Verordnung über die Berggebietssanierung (BGS) gab den 

Startschuss zu einer langwierigen und langfristigen Sanierungsaufgabe. Vorausset­

zung für die Planung von Detailmassnahmen war die Erarbeitung genereller Projekte. 

Intensive Gespräche und unzählige Begehungen waren erforderlich, um das vorherr­

schende Misstrauen der Bodeneigentümer in eine Zustimmung umzuwandeln. Die 

Projektgenehmigungen erfolgten denn auch zeitlich stark gestaffelt und zum Teil erst, 

nachdem Beispiele durchgeführter Sanierungsmassnahmen auf benachbarten Alpen 

anspornende Wirkung zeigten.

Anschliessend an die Genehmigung der generellen Projekte der einzelnen Alpen 

konnten je nach Finanzkraft und Interesse der Alpbesitzer, grössere oder kleinere 

Detailprojekte in Angriff genommen werden. Dabei zeigte es sich, dass sich wegen 

der unterschiedlichen Prioritäten eine gestaffelte Abfolge der verschiedenen Sanie­

rungsmassnahmen ergab. 

Projektrealisierung
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Voraussetzung für die Realisierung vieler Sanierungsmassnahmen ist die gute Erreich­

barkeit einer Alpe. Deshalb wurden während der ersten Jahre (1969-77) erwartungs­

gemäss viele Anträge auf Verbesserung der Erschliessungswege eingereicht. Ältere 

Alpwege, die ursprünglich für den Pferdezug dimensioniert worden waren und den 

neuen Anforderungen nicht mehr genügten, wurden verbreitert und verstärkt sowie 

einige Alp- und Waldgebiete neu erschlossen.

Der alte Weg nach Gritsch (1968).  
Die sichtbaren Erosionsstellen stammen  
vom Lawinenabgang im Jahr 1967, der  
einen Teil der Strasse zerstörte.

Strasse nach Gritsch (1994) nach dem Neubau. 
Mit dem Strassenneubau in den Jahren 1971-76 
wurde auch eine Lawinenverbauung erstellt, 
der den Strassenkörper vor Lawinenabgängen 
schützt.
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Am 20. April 1970 um ca. 9 Uhr  
verschüttete die Plattatola-Lawine  

die Malbunstrasse meterhoch.  
Bereits ein Jahr später wurde die  

Malbunstrasse erneut verschüttet.

Lawinenverbauung (in den Jahren 1972-76) 
und Schutzwaldaufforstung Plattatola zum 
Schutz der Malbunstrasse (Februar 1999).  

Die Totalkosten für die Verbauung belaufen 
sich auf rund 870‘000 Franken.

Naturgefahren

Nach dem weitgehenden Abschluss der Erschliessungsperiode verlagerte sich das 

Schwergewicht der Tätigkeit auf den Lawinen-, Steinschlag-, Erosions- und Bachver­

bau. Auch in diesem Bereich bestand ein erheblicher Nachholbedarf. Diese äusserst 

kostenintensiven Arbeiten dominierten während rund zehn Jahren (1978-90) die Auf­

wendungen der BGS. In dieser Zeitspanne wurden die vordringlichsten Schutzbauten 

im zentralen Fremdenverkehrs- und Skisportgebiet Malbun erstellt und weitere  

Sicherungen in eher peripheren Alpgebieten realisiert. 
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Gleichzeitig mit der Verbauung von Rutschflächen sowie der Einzugsgebiete von 

Lawinen und Wildbächen erfolgten Wiederaufforstungen. Voraussetzung für die In­

angriffnahme dieser Arbeiten war jedoch eine funktionstüchtige Trennung von Wald- 

und Weidearealen. Etappenweise wurden in nicht selten zähen Verhandlungen mit 

den Alpbewirtschaftern nachhaltige Lösungen gesucht und auch gefunden. Zaun­

bauten von inzwischen mehr als 90 km Länge sichern diese Abgrenzungen. Die bis zu 

diesem Zeitpunkt seit 140 Jahren verbotene Beweidung der Wälder konnte dadurch 

endlich auch im Berg- und Alpgebiet durchgesetzt werden. Durch diese konsequente 

Abtrennung profitieren nicht nur die unmittelbar angrenzenden Schutzwälder, son­

dern auch Grenzstandorte, die dadurch vor Weideeinflüssen geschützt werden. Aus 

landschaftlichen und ökologischen Gesichtspunkten wäre ein aufgelockerter Über­

gang von Weide zu Wald wünschenswert. Praktisch ist diese Verzahnung nur schwer 

realisierbar, da immer noch viele Alpbewirtschafter eine Bestockung der Weide als 

Gefahr ansehen.

Waldweidetrennung mit ablegbarem BGS-Zaun (1978).
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Erfolgreiche Waldweidetrennung zur Stabilisierung der Rutschflächen: Schwarztobel, Valüna (1987).

Die Aufforstung von nicht mehr beweideten Extremstandorten ist in vielen Fällen 

nur in Kombination mit Sicherungsmassnahmen gegen Gleitschnee möglich. Dabei 

zeigt sich, dass auf den Grenzstandorten bis zur Sicherung einer Aufforstung meh­

rere Jahrzehnte vergehen. Denn sowohl die klimatischen Bedingungen, als allzu 

häufig auch die Beeinträchtigung durch das Schalenwild verursachen Wachstums­

verzögerungen und Entwicklungsrückschläge, die den Erfolg einer Aufforstungs­

massnahme um Jahrzehnte verzögern, wenn nicht gar in Frage stellen können. Grosse 

Aufwendungen mussten für Räumungen und Wiederinstandstellungen von Windwurf­

flächen im Wald sowie die Ernte der durch Borkenkäfer befallenen Bäume getätigt 

werden. Im Hinblick auf eine bessere Strukturierung sowie zur Förderung der Stabili­

tät der Alpwälder wurden in den letzten Jahren auch vermehrt Verjüngungsschläge 

durchgeführt.
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Die bisher ausgeführten alpwirtschaftlichen Massnahmen betreffen einmal die direk­

te Verbesserung der Ertragsfähigkeit der Alpweiden durch Unkrautbekämpfung, Wei­

deräumung und Koppeleinteilung. Für alle ausgeschiedenen Weideflächen wurden 

Standorts- und Nutzungspläne erstellt. Darin wird die Ertragsfähigkeit jedes Weide­

typs und davon ausgehend die Bestossungszahl jeder Alpe errechnet. 

Die Kenntnis dieser Grundlage ist Voraussetzung für die ebenfalls im Rahmen der 

BGS-Verordnung subventionierten Investitionen in Stallungen, Alpgebäuden, Gülle­

gruben und Wasserversorgungen. Letztere sind zur Verwirklichung der in der Ver­

ordnung verlangten neuzeitlichen Bewirtschaftungsmassnahmen (Koppeleinteilung/

Umtriebsweide) unabdingbar. Massgebende Aufwendungen wurden im Bereich der 

Wasserversorgung getätigt. Neben den unterirdischen, unsichtbaren Leitungsanla­

gen sind die Brunnenplätze die augenfälligsten Produkte dieser Sanierungsmassnah­

men. Die befestigten Plätze dienen neben der erleichterten Handhabung primär der 

Tiergesundheit.

Versumpfte Tränkestelle vor der Sanierung. Die versumpften Flächen bergen 
die Gefahr der Übertragung von Krankheitserregern auf die Tiere.

Typischer, befestigter BGS-Brunnenplatz
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Obere Hütte im Mittelvalorsch  
vor dem Umbau (1979);  
die Renovation erfolgte  

im Jahr 1996.

Der Neubau des Bödastalls 
erfolgte 1990-1991.

Ebenso wichtig ist die Anstellung von qualifiziertem Alppersonal. Dessen Rekrutie­

rung wird wiederum deutlich erleichtert, wenn einwandfreie Unterkunftsverhältnisse 

mit dem heute üblichen Komfort bezüglich sanitärer Anlagen und Einrichtungen 

angeboten werden können. Auf Kuhalpen sind zudem hohe Kriterien bezüglich der 

Milchhygiene einzuhalten, was vor allem bei einer Weiterverarbeitung der Milch auf 

der Alp teure Investitionen erfordert. Derartige bauliche Massnahmen im alpwirt­

schaftlichen Bereich laufen seit etwa 1984 und beanspruchen wegen ihrer Kosten­

intensität inzwischen weit mehr als die Hälfte des jährlichen Budgets (vgl. Seite 11). 

Dies fällt umso mehr ins Gewicht, da das der BGS zur Verfügung stehende Jahresbud­

get in den letzten zwanzig Jahren von 2.4 Millionen auf 1.1 Millionen Franken redu­

ziert und damit mehr als halbiert wurde.
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Die Gesamtaufwendungen seit Bestehen der BGS im Jahre 1968 belaufen sich mittler­

weile auf 77 Millionen Franken. Davon entfallen 12 Millionen Franken auf allgemeine 

Landesausgaben. Das sind die zur Gänze durch das Land finanzierten Planungs- und 

Projektierungsarbeiten sowie die Aufwendungen für Versuchsdurchführungen, Ma­

teriallager und Maschinenpark. In die Projektrealisierung wurden 65 Millionen inve­

stiert. Die Aufteilung der in diesem Zeitabschnitt investierten Projektkosten auf die 

einzelnen Sanierungsaufgaben zeigen die untenstehenden Diagramme. 

Gebiet 	 Fläche in	 Produktbereiche 	 Ausgaben in	 Ausgaben
		 Hektaren 	 	 Mio. Franken 	 Franken/Hektare

Gesamter	 6‘300	 alle	 77	 12‘000
BGS-Raum

Waldfläche	 3‘000	 Wald, Naturgefahren	 25	 8‘000

Weidefläche	 2‘100	 Alpwirtschaft, Erschliessung	 40	 19‘000

Die Kostenaufteilung der bisherigen Gesamtaufwendungen von 77 Millionen Franken 

unter den beteiligten Bodenbesitzern, den Hoheitsgemeinden, dem Land und wei­

teren Nutzniessern ist aus untenstehendem Diagramm ersichtlich.

Alpwirtschaft 42%

Erschliessung 19%

Naturgefahren 31%

Wald 8%

Ausgabenverteilung 

nach Produktbereichen

Land 80%

Gemeinden 14%

Genossenschaften 6%

Dritte 1%

Ausgabenverteilung 

auf die Kostenträger

Gebäude, Anlagen, Einrichtungen 17%

Wald-Weidetrennung 4%

Wasserversorgung 17%

Weideverbesserung 4%

Erschliessung 19%

Schutzwaldpflege 4%

Schutzbauten 27%

Alpwaldungen 8%

Ausgabenverteilung 

nach Produktgruppen
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Bilanz der bisherigen Tätigkeit

Liechtenstein hat sich mit der Integralen Sanierung der Alp- und Berg­

gebiete viel vorgenommen. Vieles wurde erreicht, inwieweit die damit 

gesteckten langfristigen Ziele erreicht werden können, haben vor allem 

spätere Generationen zu beurteilen. 

In einzelnen Bereichen konnten in den gut vierzig Jahren seit Inkrafttreten der Ver­

ordnung erfreulicherweise wesentliche Zwischenziele erreicht werden. Das wohl be­

deutendste Vorhaben, die Unterbrechung der Zerfallserscheinungen der Kulturland­

schaft im Alpenraum, konnte ebenso klar erreicht werden, wie die primär wichtigen 

Aufgaben der räumlichen Trennung von Baugebieten, alpwirtschaftlichen Weideflä­

chen sowie Wald- und übrigen Gebieten. Erst auf dieser Grundlage ist die Förderung 

der Alpwirtschaft sowie die Pflege der Waldflächen sinnvoll und Erfolg versprechend. 

Gleichzeitig kann durch die Unterscheidung von Kultur- und Naturflächen ein Bei­

trag zur langfristigen Sicherung letzterer geleistet werden. Die geplanten Vorhaben 

betreffend Sicherung vor Naturgefahren wurden grösstenteils realisiert oder in Gang 

gesetzt. 

Lusisbodenhang und die darunterliegende lawinengefährdete Siedlung (1980). 
Kurz vor der Fertigstellung der Verbauung und Aufforstung löste sich am  
18. Dezember 1981 um ca. 7 Uhr eine Lawine aus dem unverbauten Bereich  
und durchfloss ein Mehrfamilienhaus, wodurch beträchtlicher Schaden ent­
stand.

Lusisbodenhang (2011). Die in den Jahren 1980-82 erstellte Lawinen­
verbauung mit anschliessender Aufforstung zum vollständigen  
Schutz der Siedlung.
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Durch die zunehmende Überbauung  
des Gebietes Heita im Malbun wurde  

die Aufgabe der Beweidung des darüberlie­
genden steilen Hanges zwingend.  

Die anschliessende erfolgreiche Aufforstung  
bietet schon heute einen verbesserten  

Schutz gegen Rutschungen und Lawinen.  

Heita (1964) 

Die Alpwirtschaft konnte vor allem im Bereich der Koppelunterteilung und der da­

mit zusammenhängenden dezentralen Tränkwasserversorgung, aber auch der Inves­

titionen in Alpgebäude wesentlich gefördert werden. In Zusammenarbeit mit der 

Landesalpenkommission konnten in Bezug auf die Weidepflege und den gesamten 

Alpunterhalt Verbesserungen mit Hilfe eines Bewertungssystems erreicht werden.

Heita (2007)
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tragsverlust von aufgelassenen, nicht mehr beweideten Grenzertragsflächen mehr 

als kompensiert werden. Mittelfristig sollen weitere Grenzertragsflächen aufgelassen 

werden und die Bestossungszahlen zusätzlich reduziert werden, da die neuste Kartie­

rung der Alpflächen eine Überbestossung unserer Alpen aufgezeigt hat.

Vergleich der Entwicklung von Weideflächen, Bestossung und Futterertrag

Jahr 	 Weidefläche	 Grossvieh- 	 Verbrauch in kg TS	 Nutzung	 Nutzung
		 in ha 	 Einheiten	 pro Tag und GVE	 TS in dt	 dt pro ha

1968	 2‘500	 1‘340	 17	 20‘500	 8.2

2010	 2‘000	 1‘270	 20	 22‘800	 11.4

Ziel	 1‘800	 1‘120	 20	 20‘600	 11.4

(ha = Hektaren, GVE = Grossvieh-Einheiten, TS = Trockensubstanz, dt = Dezitonnen)

Durch diese von der BGS eingeleiteten positiven Entwicklungen haben nicht nur Alp­

wirtschaft und Wald profitiert, sondern auch andere Bereiche wie der Tourismus, der 

Naherholungsraum und der Sport. Dies zeigt sich auch in der gegenüber den 60er-

Jahren geänderten Optik, die durch die Aufnahme der Thematik Freizeit, Erholung 

und Tourismus in der neuen BGS-Verordnung von 2008 zum Ausdruck kommt. 

Eine Bilanz kann nur vollständig sein, wenn auch bestehende Probleme bzw. negative 

Erfahrungen und Ereignisse erwähnt werden. Bezüglich der Alpwirtschaft liegt wohl 

das Hauptproblem in der ungewissen Entwicklung der gesamten Landwirtschaft. Die 

Erfahrungen der letzten Sömmerungen zeigen, dass es sowohl auf Kuh- als auch auf 

Jungtieralpen schwieriger wird, die optimale Tierzahl aufzutreiben. Die Gründe liegen 

in der strukturellen Veränderung der einzelnen Landwirtschaftsbetriebe: Ein laufend 

grösser werdender Anteil davon sind grosse, spezialisierte, mit Hochleistungstieren 

ausgestattete und gut eingerichtete Milchwirtschaftsbetriebe, für die ein regelmäs­

siger Milchanfall im Sommer wichtiger ist, als die relativ geringe Arbeitserleichterung, 

die sich durch die Alpung einzelner Tiere ergeben kann. Gleichzeitig verliert die Jung­

tieraufzucht an Bedeutung. Auch die Unterstützung durch Alpungskostenbeiträge 

vermag dieses Problem nicht vollumfänglich zu kompensieren. Ausserdem macht sich 

die markante Produktionszunahme beim Futterbau der letzten Jahrzehnte insofern 

bemerkbar, als auch bei Verzicht auf eine Alpung die für den Winter erforderliche 

Futterreserve auf dem Heimbetrieb erzeugt werden kann. 

Die Bekämpfung der zum Teil flächig enorm verunkrauteten Weidegebiete ist nur mit 

enormem Aufwand möglich. Die Viehhalter sind zeitlich kaum mehr in der Lage, diese 

Arbeiten zu verrichten. Einzelnen Alpgenossenschaften gelingt es jedoch, vor allem 

nichtlandwirtschaftliche Genossenschaftsmitglieder immer wieder für derartige Frei­

zeiteinsätze zu mobilisieren, so dass sich manche Alpen in hervorragendem Zustand 

präsentieren, währenddem auf anderen die Verunkrautung nach wie vor ein grosses 

Problem darstellt. 
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Zu Tode verbissene Weisstanne Schälschäden an Fichte. Diese Bäume haben keine Überlebenschance.

Die forstlichen Probleme werden von der seit Jahrzehnten ungelösten Schalenwild­

problematik dominiert. Die hohen Bestände an Hirschen und Gämsen verhindern 

durch den Verbiss von Jungbäumen die Naturverjüngung in den teilweise überal­

terten Schutzwäldern und führen zum Ausfall der wichtigen Mischbaumarten in den 

meisten Neuaufforstungen, was äusserst schwer ins Gewicht fällt. Die Berggebiets­

sanierung kann langfristig nur erfolgreich sein, wenn es gelingt, den Schalenwildbe­

stand der Lebensraumkapazität anzupassen. Der Schutzwald ist gerade im Bergge­

biet von zentraler Bedeutung. Ohne funktionierenden Schutzwald ist die Sicherheit 

wie auch der Erhalt von Siedlungen, Verkehrswegen, Quellfassungen und weiteren 

Infrastrukturen langfristig in Frage gestellt.

Im Zusammenhang mit dem Wildproblem ist eine vor rund vierzig Jahren nicht in  

diesem Ausmass vorausgesehene verstärkte Beanspruchung des Wildlebensraumes 

zu erwähnen. Die Nutzung des Alpengebiets als Erholungsraum hat sich schneller 

und anders abgespielt, als damals erwartet wurde. Neben dem vorausgeahnten Boom 

des alpinen Skisportes und der Steigerung des Wandertourismus haben sich in letzter 

Zeit verschiedene Trendsportarten auf dem Boden wie im Luftraum in einem über­

raschenden Tempo ausgebreitet. Dadurch werden selbst sehr abgelegene Gebiete 

beeinträchtigt, welche zu Beginn der Sanierungsarbeiten noch als weitgehend un­

gestörte und somit ruhige Wildlebensräume galten.
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darin bestehen, die Entwicklung und Erhaltung des Berggebietes unter 

einem integralen Ansatz weiterzuverfolgen. Die Herausforderung, die 

Interessen aller Betroffenen unter einen Hut zu bringen, ist nicht klei­

ner geworden. 

Die Widerstände gegen Nutzungseinschränkungen oder Beschränkungen von Par­

tikularinteressen und die Anzahl unterschiedlicher, sich teilweise widersprechender 

Nutzungsinteressen ist zudem noch grösser geworden. Die BGS-Fachgruppe sieht in 

Zukunft folgende Kernpunkte, denen Rechnung zu tragen ist:

Landschaft

Das Berggebiet ist hauptverantwortlich für den grossen Anteil an wertvollen Natur- 

und Kulturlandschaften in Liechtenstein. Die Bedrohung dieser Werte ist aufgrund 

der geringeren Eingriffe weniger akut, als im Tal. Allerdings ist auch im Berggebiet 

durch Infrastrukturausbau, Tourismus und Freizeitnutzung ein gewisser Druck ent­

standen. Um die sensible Bergwelt nachhaltig für die nächsten Generationen zu erhal­

ten, sind sämtliche Nutzungsansprüche zwingend zu koordinieren.

Wald

Die nachhaltige Erhaltung des Waldes mit seinen vielfältigen Funktionen wie Schutz 

vor Naturgefahren, Rohstofflieferant, CO2-Senke oder nicht zuletzt als landschaftsprä­

gendes Element wird auch in Zukunft an Bedeutung gewinnen. Für diese nachhaltige 

Walderhaltung sind jedoch gut strukturierte und sich natürlich verjüngende Waldbe­

stände eine zwingende Voraussetzung, was mit den heutigen Wildbeständen nicht zu 

erreichen ist. Ein zentrales Anliegen ist demnach, die Wildbestände auf ein tragbares 

Mass zu reduzieren, um die heute überalterten und strukturarmen Wälder langfristig 

verbessern zu können. 

Klimawandel

Es zeigt sich immer wieder, dass die Aufrechterhaltung von gewissen Nutzungs­

formen übergeordneten Gesellschaftsinteressen diametral gegenüber steht. Mit dem 

erwarteten Klimawandel und der damit verbundenen Akzentuierung gewisser Na­

turgefahrenprozesse wird sich dieser Konflikt verstärken. So wird beispielsweise die 

alpwirtschaftliche Nutzung von gewissen erosionsgefährdeten Grenzertragsflächen 

trotz des abnehmenden Viehbestandes toleriert oder dafür sogar Alpungskostenbei­

träge ausbezahlt, obwohl genau diese Nutzung auf der anderen Seite Kosten bei der 

Naturgefahrenabwehr verursacht. Die Erkenntnisse aus der Naturgefahrenkartierung 

Ausblick
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Grundlagen, um sachlich dringend gebotene Änderungen herbeizuführen. Für die 

Umsetzung braucht es jedoch den notwendigen Gesinnungswandel bei den Betrof­

fenen sowie den politischen Willen. 

Raumknappheit

Die Kanalisierung der Freizeit- und Erholungsaktivitäten auf diejenigen Bereiche, in 

denen sie natur- und landschaftsverträglich sind, ist eine der anderen grossen He­

rausforderungen, die im Berggebiet anstehen. Auf der einen Seite werden die Frei­

zeit- und Erholungsansprüche immer grösser, auf der anderen Seite ist die uns zur 

Verfügung stehende Fläche vorgegeben. Beispielhaft sei hier auf die vermehrte Win­

ternutzung von bisher kaum begangenen Gebieten durch Schneeschuhläufer hin­

gewiesen. Damit geht der letzte unberührte Winterlebensraum für unsere Wildtiere 

verloren und die durch das Wild verursachten Schäden an unseren Schutzwäldern 

nehmen damit stetig zu. Dass Liechtenstein kein übergeordnetes Raumplanungsrecht 

besitzt, kommt bei der Lenkung von Tätigkeiten im Raum erschwerend hinzu. Ge­

rade die Umsetzung von Auflagen oder Verboten verkommt aufgrund der fehlenden 

rechtlichen Grundlagen vielfach zu frommen Wünschen. Umso wichtiger ist es, dass 

es zumindest im Berggebiet eine Fachgruppe gibt, die versucht, die verschiedenen 

Interessen abzuwägen und dazu einen ganzheitlichen Ansatz wählt.

Landwirtschaft

Die Landwirtschaft und damit die Produktion von landwirtschaftlichen Produkten gel­

ten als Pfeiler unserer Volkswirtschaft. Hierzu ist gemäss landwirtschaftlichem Leit­

bild die Erhaltung der landwirtschaftlichen Nutzfläche wie auch die Förderung der 

Landwirtschaft zwingend. Mit dem Überbauungsdruck auf die landwirtschaftliche 

Nutzfläche im Talboden könnte die Bedeutung der Alpwirtschaft und deren Nutzflä­

che wieder zunehmen. Investitionen in die Alpwirtschaft sollen also auch in Zukunft 

getätigt werden, sind jedoch unter einem gesamtheitlichen Aspekt zu betrachten und 

auch nur so zu rechtfertigen. Die technische Machbarkeit oder das Vorhandensein 

finanzieller Mittel alleine rechtfertigt noch nicht jede Investition. Hierzu sind vielmehr 

eine langfristige Sichtweise sowie die Sensibilität des Berggebietes zu berücksich­

tigen. Es muss sich die Einsicht durchsetzen, dass gewisse Investitionen nur sinn­

voll sind, wenn die verschiedenen Alpeigentümer diese auch gemeinsam nutzen. Um 

diese dadurch entstehenden Synergien langfristig aufrechterhalten zu können sind 

eigentümerübergreifende Konzepte und Absichtserklärungen erforderlich. Für die 

Lenkung dieser Entwicklungen im Berggebiet bedarf es einer interdisziplinären Zu­

sammenarbeit wie sie die BGS-Fachgruppe aufgrund ihrer Zusammensetzung auch 

garantiert. Falls nur die Interessen einer Richtung berücksichtigt sind, besteht die 

Gefahr, dass Fehlentwicklungen eingeleitet werden, die die Attraktivität des Bergge­

bietes langfristig in Frage stellen.
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